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EinführungI. Teil 

Bedeutung des UN-Kaufrechts§  1 

Globalisierung des Welthandels und A. 

die Rolle des UN-Kaufrechts

Durch die zunehmende Globalisierung des Welthandels2 ver-
langt das Interesse an Rechtssicherheit neue Formen der 
Rechtsgestaltung im Sinne eines wirtschaftsvölkerrechtlichen 
Ordnungsrahmens.3 Seit dem Zweiten Weltkrieg wurde durch 
unzählige staatliche Abkommen versucht, die fortschreitende 
Liberalisierung des Welthandels zu harmonisieren und nationa-
le Privatrechtsordnungen zu vereinheitlichen.4 

Am erfolgreichsten waren die Verhandlungen im Rahmen der 
von den Vereinten Nationen eingesetzten United Nations Con-
ference on International Trade Law (UNCITRAL), die im Jah-
re 1980 in Wien ihren Abschluss fanden und zur Ausarbeitung 
einer multilateralen Kaufrechtskonvention geführt haben. Die 
Rede ist vom »Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf«.5

2 Flaig / Nierhaus, Aufschwung setzt sich fort, in: IFO Konjunkturprognose 2006/ 2007, 
S.  1.
3 Hager, Uniform Law Texts, in: DC., S.  488: »In our time the international unification of 
law is a real necessity«.
4 Schlechtriem, Geschichte des Einheitskaufrechts, S.  27 ff; Honnold, General Report, S.  7, 8.
5 Zur Terminologie: Im Englischen hat die Konvention den Titel »United Nations Con-
vention on Contracts for the International Sale of Goods (CISG)«; im Deutschen heißt 
sie »Übereinkommen der Vereinten Nationen über Verträge über den internationalen 
Warenkauf« mit der aus dem englischsprachigen Titel gebildeten Abkürzung »CISG«. Im 
Französischen lautet der Titel »Convention des Nations Unies sur les Contrats de Vente 
Internationale de Marchandises« (CVIM), im Spanischen: »La Convention de las Naciones 
Unidas (La Convention)«. Weitere Abkürzungen sind etwa, in Anlehnung an den Konfe-
renzort gebildeten Abkürzung »WKR« (»Wiener Kaufrecht«), UNKG, UNCITRAL-Kaufrecht. 
In dieser Arbeit werden zwei Bezeichnungen für die Konvention im gleichen Sinne an-
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Global betrachtet, wird das Zustandekommen und Wirksam-
werden des Übereinkommens der Vereinten Nationen als ein 
Ereignis von herausragender Bedeutung bezeichnet.6 Es besteht 
Einigkeit darüber, dass die weltweite Vereinheitlichung des 
Kaufrechts eine erhebliche Rationalisierung des Außenhandels 
ermöglicht hat.7 Selbst im Handel mit bzw. zwischen Nicht-
Mitgliedstaaten hat das Wiener Kaufrecht als vertraglich ver-
einbartes Drittrecht Geltung erlangt.8

Das ehrgeizige Ziel der UN-Kaufrechts-Konvention der »Er-
richtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung« kommt in der 
Präambel zum Ausdruck.9 Durch diese Weltwirtschaftsordnung 
soll der internationale Handel vereinfacht und gefördert wer-
den.10 Aus diesem Grund enthält die Konvention keine Kolli-
sionsregeln, sondern Sachnormen, die das internationale mate-
rielle Einheitskaufrecht darstellen. Die Vorschriften vereinigen 
vor allem die Institute des angloamerikanischen Rechts mit 
denen des kontinentaleuropäischen Rechtssystems. Zur Aus-
legung des Übereinkommens und zu dessen Lückenfüllung ist 
Art. 7 CISG von besonderer Bedeutung. Danach ist grundsätz-
lich eine autonome Auslegung anzunehmen.

gewandt: »CISG« für die Angabe zu gesetzlichen Vorschriften und »UN-Kaufrecht« für die 
Darstellung im Text.
6 Bucher, Wiener Kaufrecht, S.  13.
7 Vgl. Pünder, JA 1991, S.  273; Wörlen / Metzler-Müller, Handelsklauseln, S.  25.
8 Vgl. Bucher, Wiener Kaufrecht, S.13.
9 Vgl. MünchKommBGB / H. P. Westermann Präambel CISG Rdnr. 3; Zum wirtschaftspoli-
tischen Ziel des UN-Kaufrechts Präambel Abs.1 CISG: »Die Vertragsstaaten dieses Über-
einkommens … haben das Ziel … die Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung 
angenommen.«.
10 Vgl. Staudinger / Magnus Präambel Rdnr. 10. Das entwicklungspolitische Ziel sei, den 
internationalen Handel auf der Basis der Gleichberechtigung und des gegenseitiges 
Nutzens zu entwickeln, Präambel Abs. 2 CISG.
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Die wirtschaftliche Bedeutung des UN-Kaufrechts lässt sich 
am internationalen Handelsaufkommen ausmachen: Mehr als 
zwei Drittel des gesamten Welthandels wird zwischen Staaten 
betrieben, die das Übereinkommen unterzeichnet haben. Unge-
fähr 70% aller deutschen Exporte11 und etwa 66% der Impor-
te12 werden heute mit Geschäftspartnern abgewickelt, die ihre 
Niederlassungen in Vertragsstaaten des UN-Kaufrechts haben. 
Dies bestätigt die Tendenz, dass das UN-Kaufrecht den inter-
nationalen Warenaustausch grundlegend beeinflusst hat und 
somit »auf dem Wege ist, ein Weltrecht zu werden«.13 

Überblick zu der EntstehungsgeschichteB. 

Zeitraum von 1929 bis 1968I. 

Die UN-Kaufrechts-Konvention14 kann auf eine beachtliche, über 
50-jährige Geschichte zurückblicken. Die Kenntnis dieses Ent-
wicklungsprozesses erleichtert das Verständnis über die Zusam-
menhänge des UN-Kaufrechts, weshalb im Folgenden ein kurzer 
Blick auf die Entstehung der Konvention geworfen werden soll.

Im Jahre 1929 beschloss das Internationale Institut für die 
Vereinheitlichung des Privatrechts im Rom (UNIDROIT) den 
grenzüberschreitenden Warenkauf zu harmonisieren.15 Den ers-
ten Entwurf »E 1935« erarbeitete die Sonderkommission unter 
Begleitung von Ernst Rabel in der Zeit von 1930 bis 1934. Das 

11 Hoffmann / Ratajczak / Wiebusch, Exportverträge, S.  8.
12 Piltz, UN-Kaufrecht, Rdnr. 3.
13 Reinicke / Tiedtke, Kaufrecht, S.  321. 

14 Die nationalen Umsetzungsakte der einzelnen Vertragsstaaten bleiben hier einmal 
unberücksichtigt.
15 Vgl. MünchKommBGB / H. P. Westermann Vor. Art. 1 CISG Rdnr. 8.
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Ergebnis der Arbeiten, das im Jahre 1935 veröffentlicht wurde, 
stellte eine rechtsvergleichende Untersuchung auf dem Gebiet 
des Kaufrechts dar und wurde als Meilenstein in der Geschich-
te des internationalen Privatrechts bezeichnet.16

Der Zweite Weltkrieg unterbrach den Fortgang der Arbeiten, 
so dass die Vertreter der 25 Staaten und internationalen Orga-
nisationen erst im Jahr 1951 auf der ersten Haager Konferenz 
über den Entwurf E 1935 diskutieren konnten.17 Auf der Kon-
ferenz wurde Kaufrechtsausschuss eingesetzt und mit der Aus-
fertigung eines neuen Entwurfs beauftragt, der später an die 
Regierungen und internationalen Handelskammern übermittelt 
wurde. Dieser überarbeitete Entwurf – »E 1956« war Gegen-
stand der Beratungen der zweiten Haager Konferenz von 1964. 
Das Ergebnis dieser Konferenz waren schließlich die Haager 
Übereinkommen vom 25. April 1964, und zwar 

das Einheitliche Gesetz über den internationalen Kauf  >
beweglicher Sachen (Haager EKG) sowie
das Einheitliche Gesetz über den Abschluss von in- >
ternationalen Kaufverträgen über bewegliche Sachen 
(Haager EAG).

Den Mittelpunkt der Regelungen im EKG bildete die Normie-
rung des Leistungsstörungsrechts. Dabei folgte das EKG nicht 
dem Verschuldensprinzip, sondern knüpfte die Rechtsbehelfe 
des Gläubigers an den Tatbestand der Nichterfüllung der ver-
traglichen Pflichten an, was später auch vom UN-Kaufrecht 
übernommen wurde.

16 Rabel, RabelsZ 9 (1935), S.  5.
17 Vgl. Rabel, RabelsZ 17 (1952), S.  212 ff.
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Allerdings brachten die Haager Übereinkommen nicht den ge-
wünschten Erfolg, da sie von nur neun Staaten ratifiziert wur-
den.18 Die Ostblock-Staaten, manche Industrienationen wie die 
USA und Frankreich sowie die Entwicklungsländer schlossen 
sich den Übereinkommen nicht an.19

Zeitraum von 1968 bis 1980II. 

Schon 1968, also noch vor dem Inkrafttreten der Haager Über-
einkommen, begann die UN-Kommission für internationales 
Handelsrecht (United Nations Commission on International 
Trade Law – UNCITRAL) mit der Ausarbeitung eines neuen 
einheitlichen Kaufrechts. Deren Tätigkeiten wurden vom Ge-
neralsekretariat der Vereinten Nationen permanent begleitet. 
Sie lassen sich kurz in drei Stufen zusammenfassen20:

Vorarbeiten durch die Working Group von 1969 bis  >
1978, die auf der zweiten Sitzung von UNCITRAL als 
sog. Working Group II – »Working Group on the In-
ternational Sale of Goods« eingesetzt und bis 1978 mit 
den Vorarbeiten zum CISG befasst war.
Weitere Beratungen von 1978 bis 1980, die seitens der  >
UNCITRAL die auf der Grundlage dieser Vorarbeiten 
erfolgten. 

18 Die Übereinkommen traten für Belgien, Gambia, Großbritannien, Israel, Italien, Lu-
xemburg, die Niederlande und San Marino 1972 und für die Bundesrepublik Deutschland 
1974 in Kraft.
19 Vgl. MünchKommBGB / H. P. Westermann Vor Art. 1 CISG Rdnr. 8.
20 Zur der Entstehungsgeschichte vgl. Rabel, RabelsZ 9 (1935), S.  5; derselbe RabelsZ 17 
(1952), S.  212 ff.; Riese, RabelZ 22 (1957), S.  16 ff.

© Herbert Utz Verlag 2009 · www.utzverlag.de



Einführung

58

Abschließenden Beratungen 1980 der  > Diplomatic Con-
ference (United Nations Conference on Contracts for 
the International Sale of Goods) in Wien.

Am 11. April 1980 verkündigten die im Wien vertretenen 62 
Nationen feierlich die Verabschiedung des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über Verträge über den nationalen Wa-
renkauf (CISG). 

Das Wiener UN-Übereinkommen über Verträge über den inter-
nationalen Warenkauf vom 11. April 1980 (BGBl. 1989 II, S. 
588) hat in der Bundesrepublik Deutschland seit dem 01. Janu-
ar 1991 Geltung. Es bildet damit einen eigenständigen Teil der 
deutschen Zivilrechtsordnung. Das Einheitliche Gesetz über 
den Kauf beweglicher Sachen sowie das Einheitliche Gesetz 
über den Abschluss von internationalen Kaufverträgen über 
bewegliche Sachen wurden am gleichen Tage aufgehoben. Be-
reits 70 Staaten haben die Konvention inzwischen ratifiziert.21 

21 Vgl. Anlage »Vertragsstaaten des UN-Kaufrechts«. Der aktuelle Ratifikationsstand kann 
in der Datenbank von UNCITRAL – http://www.uncitral.org eingesehen werden. 
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Überblick über den Gang der §  2 

Untersuchung
Das Kaufrecht hat gerade in jüngster Zeit die Aufmerksamkeit 
auf sich gezogen. Im Jahr 2002 wurde das seit über 100 Jahren 
bestehende Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) und somit das deut-
sche Kaufrecht grundlegend reformiert,22 wobei die Änderungen 
sich auch an das UN-Kaufrecht angelehnt haben. Die Diskussion 
kaufrechtlicher Fragen hat sich hauptsächlich auf die Pflichten 
des Verkäufers und die entsprechenden Rechtsbehelfe des Käufers 
konzentriert, während der Bereich der Käuferpflichten, insbeson-
dere auch der Abnahmepflicht, nur gelegentlich erörtert wurde.

In der vorliegenden Arbeit wird zuerst die Regelung über den 
Anwendungsbereich des UN-Kaufrechts sowie die rechtlichen 
Quellen, die die Abnahmepflicht des Käufers in internationalen 
Kaufverträgen bestimmen, dargestellt. In dem anschließenden 
III. Teil werden die zwei zentralen Elemente der Pflicht zur Wa-
renabnahme, also die Vorbereitungs- und Mitwirkungshand-
lungen nach Art. 60 lit. a CISG und die Pflicht zur Übernahme 
der Ware nach Art. 60 lit. b CISG, im Einzelnen systematisch 
erörtert. Die Auslegungsregeln der International Commercial 
Terms (Incoterms) und ihre Auswirkung auf die Abnahme-
pflicht im internationalen Geschäftsverkehr sind Gegenstand 
der Untersuchung im IV. Teil. 

Die Pflicht des Käufers zur Spezifizierung der Wareneigenschaf-
ten als Teil der Abnahmepflicht nach Art. 65 CISG wird in V. 

22 Grund für die Reformen des BGB war die Umsetzung der EU-Verbrauchsgüterkauf-
richtlinie 99 / 44. Die Richtlinie würde am 25. Mai 1999 vom Europäischen Parlament ver-
abschiedet, mit dem Ziel den Verbraucherschutz innerhalb der EU zu vereinheitlichen. Die 
Mitgliedstaaten wurden verpflichtet, die Richtlinie bis zum 1. Januar 2002 in das nationale 
Recht umzusetzen.
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Teil detailliert analysiert. Bei der vergleichenden Betrachtung 
in VI. Teil werden ausgewählte Problemstellungen der weiteren 
Maßnahmen des Käufers mit Bezug auf die Abnahmepflicht 
detailliert untersucht und voneinander abgegrenzt. In diesem 
Kontext werden denkbare Lösungsansätze für interessante Fra-
gestellungen erläutert, wie etwa:

Unter welchen Voraussetzungen ist der Käufer berech- >
tigt, die gelieferte Ware zurückzuweisen?
Darf er die Ware untersuchen, und wenn ja, unter wel- >
chen Voraussetzungen?
Muss er sie unter Umständen selbst dann vorläufig an- >
nehmen und für ihre Erhaltung sorgen, wenn er eigent-
lich ein Zurückweisungsrecht hat?

Abschließend wird in den Umfang dieser Arbeit in VII. Teil die 
Problematik der Vertragsrückabwicklung in Bezug auf die Ver-
letzung der Abnahmepflicht sowie auf die Rechtsfolgen berück-
sichtigt und systematisch dargestellt. Nicht Gegenstand dieser 
Untersuchung sind hingegen die Obliegenheiten des Käufers, 
die sog. »Pflichten gegen sich selbst«, um den Verlust eigener 
Rechtsbehelfsmöglichkeiten und andere Rechtsnachteile zu 
vermeiden.
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